% Landeshauptstadt
Mainz

Beschlussvorlage fiir Ausschiisse

Drucksache Nr.
offentlich 1134/2026
Amt/Aktenzeichen Datum TOP
61/6131/Mz/K/ 471 06.09.2026

Behandlung in der Verwaltungsbesprechung am 22.09.2026

Beratungsfolge Gremium Zustandigkeit Datum Status
Ortsbeirat Mainz-Neustadt Anhérung 29.09.2026 o)
Bau- und Sanierungsausschuss Entscheidung 29.09.2026 o)
Betreff:

Wohn- und Geschaftsgebdude (12 WE); hier: Errichtung eines Wohngebadudes (2 WE) im
rickwartigen Grundstiicksbereich, Kurfiirstenstraf’e 5a, Mainz-Neustadt, Gemarkung Mainz, Flur
10, Flurstiick 500;

hier: Zustimmung der Gemeinde gemaf} § 36a BauGB fiir Bauvorhaben

Mainz, 10.09.2026

gez.
Ludwig Holle
Beigeordneter

Beschlussvorschlag:
Die Verwaltungsbesprechung und der Ortsbeirat Mainz-Neustadt empfehlen, der Bau- und
Sanierungsausschuss erteilt in Kenntnis der Verwaltungsvorlage

- die Zustimmung der Gemeinde gemald § 36a BauGB.



1. Inhalt des Bauantrages

Der Antragsteller beabsichtigt die Errichtung eines im riickwartigen Grundstiicksteil gelege-
nen, aufgestanderten Hofgebdudes zur Schaffung von zwei neuen Wohneinheiten. Das Ge-
baude ist zweigeschossig, teilweise auf einer bestehenden Garagenanlage geplant und bau-
lich durch eine "ErschlieBungsbriicke" mit dem Vorderhaus verbunden.

2. Planungsrechtliche Priifung
2.1 Priifung nach § 30 BauGB

Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplans
"N 76". Die bauplanungsrechtliche Zuladssigkeit beurteilt sich gemal §§ 30, 31 BauGB.

Im rickwartigen Grundstiicksbereich (Innenhof) sind im Bebauungsplan "N 76" private Ver-
kehrsflachen (FuBwege/Zufahrten) und somit eine nicht Gberbaubare Grundstlicksflache so-
wie private Grinflachen und Einzelbaumstandorte festgesetzt.

2.2 Ergebnis der Priifung nach § 30 BauGB
Die beantragte Errichtung eines zweigeschossigen und aufgestanderten Wohngebaudes wi-
derspricht den Festsetzungen des rechtskraftigen Bebauungsplanes "N 76". Die Erteilung ei-

ner Baugenehmigung ware demnach nur unter Erteilung von Befreiungen gemald § 31 Abs. 2
BauGB moglich.

2.3 Priifung nach § 31 Abs. 2 BauGB

Gemal} § 31 Abs. 2 BauGB kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes befreit werden,
wenn die Grundzige der Planung nicht bertihrt werden und

1. Grinde des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder
2. die Abweichung stadtebaulich vertretbar ist oder
3. die Durchfihrung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte

fihren wirde
und die Abweichung auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den o6ffentlichen
Belangen vereinbar ist.

2.4 Ergebnis der Priifung nach § 31 Abs. 2 BauGB

Die Erteilung einer Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB ist vorliegend nicht moglich, da diese
die Grundziige der Planung berlihren wiirde. Wesentlicher Inhalt der Festsetzungen des Be-
bauungsplanes "N 76" sind die Festsetzungen zu Uberbaubaren und nicht Gberbaubaren
Grundsticksflaichen. Eine Befreiung von oben genannten Festsetzungen ist zudem stadte-
baulich nicht vertretbar.
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Da die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 31 Abs. 2 BauGB nicht erfillt sind, kann die
beantragte Befreiung gemald § 31 Abs. 2 BauGB nicht erteilt werden.

3. Planungsrechtliche Priifung nach § 31 Abs. 3 BauGB

Da das Vorhaben dem Wohnungsbau dient, kénnte es im Wege der Befreiung nach
§ 31 Abs. 3 BauGB zugelassen werden, sofern die Zustimmung der Gemeinde nach
§ 36a BauGB erfolgt und die Ubrigen Voraussetzungen dieser Vorschrift erfillt sind. Mit Zu-
stimmung der Gemeinde kann hierbei im Einzelfall oder in mehreren vergleichbaren Fallen
von den Festsetzungen des Bebauungsplans zugunsten des Wohnungsbaus befreit werden,
wenn die Befreiung auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentlichen Be-
langen vereinbar ist. Die Befreiung nach Satz 1 ist mit 6ffentlichen Belangen insbesondere
dann nicht vereinbar, wenn sie aufgrund einer Gberschlagigen Prifung voraussichtlich zusatz-
liche erhebliche Umweltauswirkungen hat.

Nach § 36a BauGB erteilt die Gemeinde ihre Zustimmung, wenn das Vorhaben mit ihren Vor-
stellungen von der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung vereinbar ist. Die stadtebauli-
che Entwicklung hat nachhaltig, zukunftsfahig und sozial vertraglich zu erfolgen. Vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Herausforderungen u.a. durch den Klimawandel, die Mobilitatswende,
steigende Miet- und Kaufpreise und die Energiewende, gilt es, auf den Flachen nachhaltige,
zukunftsfahige und sozial vertragliche Planungen umzusetzen.

3.1 Priifung zur stéddtebaulichen Ordnung und Entwicklung

Ziel des seit 1993 rechtskraftigen Bebauungsplanes "N 76" ist u.a. die "Erhaltung und Fort-
entwicklung der vorhandenen Wohnnutzung, die Schaffung zusdtzlichen Wohnraums sowie
die Verbesserung des Wohnumfeldes im Blockinnenbereich." Diese stadtebaulichen Zielset-
zungen werden mit den im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zu den Uberbauba-
ren/nicht Gberbaubaren Grundsticksflichen und zur maximal zuldssigen Anzahl an Vollge-
schossen zur Entwicklung einer Blockrandbebauung umgesetzt.

Dort, wo unter Beachtung des Ziels zur Verbesserung des Wohnumfeldes im Blockinnenbe-
reich auch eine Bebauung moglich und planerisch gewlinscht ist, sind im Bebauungsplan zu-
satzliche "liberbaubare Grundstlicksflaichen" festgesetzt. Neben dem in der Begriindung ex-
plizit hervorgehobenen "Schwerpunkt Nr. 2" (viergeschossige Bebauung in der Blockmitte)
sind weitere "liberbaubare Grundstlicksflaichen" festgesetzt, deren Hohenentwicklung auf ein
geringes Mal3 (ein Vollgeschoss) eingeschrankt wird. Fiir den Bereich des beantragten teilwei-
se Uber einer Garage aufgestanderten, zweigeschossigen Baukdrpers im Blockinnenbereich
sind in der Planzeichnung des Bebauungsplanes keine "lUberbaubaren Grundstiicksflachen"
festgesetzt.
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Im stadtebaulichen Kontext der bereits im Innenbereich des Bebauungsplangebiets vorgese-
henen, teilweise viergeschossigen Gebaudekubaturen und der Ubergeordneten Zielsetzung
des Bebauungsplanes "N 76", das Wohnumfeld im Blockinnenbereich zu verbessern, stellt das
beantragte Vorhaben eine stadtebauliche Erganzung der bereits festgesetzten Blockinnenbe-
reichsentwicklung dar. Durch die Planung von zwei neuen Wohneinheiten wird ein Beitrag zur
allgemein angestrebten Nachverdichtung und zur Schaffung zusatzlichen Wohnraums geleis-
tet. Aufgrund des dreigeschossig anmutenden Gebaudevolumens wirkt das geplante Gebau-
de nicht Gberdimensioniert und nimmt so eine stadtebaulich eher zuriickhaltende, unterge-
ordnete Stellung ein. Das geplante Vorhaben entspricht damit den Zielsetzungen des Bebau-
ungsplans hinsichtlich der "Schaffung zusdtzlichen Wohnraums" sowie der "Erhaltung und
Fortentwicklung der vorhandenen Wohnnutzung".

Auch fuhrt das geplante Vorhaben bei Einhaltung der 6ffentlichen Belange unter anderem zu
einer teilweisen Entsiegelung des derzeit vollversiegelten Grundstlicks. Dies unterstitzt die
Umsetzung der planerischen Zielsetzung, "eine Verbesserung des Wohnumfeldes im Blockin-
nenbereich"” zu schaffen und férdert zugleich die Wohnqualitdt durch eine qualitatvollere
Freiraumgestaltung. Die mit dem geplanten Vorhaben verbundenen und im Bebauungsplan
festgesetzten Mallnahmen zur Entsiegelung und Begriinung kdnnen zudem dazu beitragen,
die Folgen des Klimawandels abzumildern und die 6kologische Qualitat des Blockinnenbe-
reichs langfristig zu starken.

Zusammenfassend wird daher festgestellt, dass das geplante Vorhaben mit den Vorstellungen
einer geordneten, nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung der Stadt Mainz in diesem Be-
reich des Stadtgebietes vereinbar ist.

3.2 Priifung zu den Auswirkungen auf Griin- und Freirdume sowie Umweltbelange im Stddte-
bau

Das geplante Hinterhaus stellt eine Anderung der Flichennutzung im Innenhof dar. Ausge-
hend von der Realisierung des Hochbaus kénnen hier auch bestehende Funktionen und Nut-
zungen hinterfragt, neu geordnet und verandert werden, auch eine substanzielle Verbesse-
rung der Begriinung des Innenhofes ist moglich. Aktuell beachtet die Planung die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes "N 76" zur Begriinung nicht. Der im Bebauungsplan zeichnerisch
festgesetzte Anteil an privater Griinflache und die zeichnerisch festgesetzte Anpflanzbindung
fir zwei neue Baumpflanzungen auf dem Baugrundstiick wird in der Planung nicht eingehal-
ten. Die geplante Hofbebauung lberplant diese Griinflaichen und Baumstandorte und macht
deren Realisierung an den im Plan festgesetzten Standorten in der Zukunft unmaoglich. Der
eingereichte Plan zur Dachbegriinung zeigt eine teilweise Dachbegriinung auf dem Hofhaus
im Umfang von 20 m?, Angaben zur Substratstarke werden nicht gemacht. Die Mindestbe-
griinung gemaRk den Vorgaben der Satzung liber die Begriinung und Gestaltung von bebauten
Grundsticken innerhalb der Stadt Mainz wird von der aktuellen Planung nicht erfillt, muss
jedoch im Zuge des nachgeordneten Baugenehmigungsverfahrens nachgewiesen werden.
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Gemal} Grinflachenplan und vorgelegter Berechnungshilfe zur Begriinungs- und Gestaltungs-
satzung sind keine Baumpflanzungen geplant und keine Strauchpflanzungen geplant. Die vor-
gelegte Planung ist mit dem o6ffentlichen Belang der Begriinung von bebauten Grundstiicken
nicht vereinbar.

Der Nachweis einer 6kologisch gleichwertigen Alternative auf dem Baugrundstlick im Sinne
des Orientierungsrahmens bei Zustimmungsverfahren wird aktuell nicht gefiihrt, dieser ist
aus Sicht der Verwaltung jedoch nicht unmaoglich. Wir regen an, die Freiflachenplanung fir
den Innenhof fortzuschreiben mit dem Ziel, eine gleichwertige dkologische Alternative auf
dem Baugrundstilick nachzuweisen. Die Freiflaichenplanung sollte neben der bereits vorgese-
henen extensiven Dachbegriinung auch intensive Griinflaichen mit der Pflanzung von zwei
Baumen und ggf. Strauchflachen vorsehen und kénnte so den Nachweis einer dkologisch
gleichwertigen Alternative auf dem Baugrundstiick im Sinne des Orientierungsrahmens bei
Zustimmungsverfahren fihren, deren Umsetzung auch gesichert werden kann. Sofern dieses
Ziel erreicht wird, ware das Vorhaben mit dem o6ffentlichen Belang der Begriinung vereinbar.
Sofern dieses Ziel nicht erreicht werden kann, ware die vorgelegte Planung mit dem offentli-
chen Belang Begriinung von bebauten Grundstiicken weiterhin nicht vereinbar.

3.3 Priifung zur Vereinbarung von sozial geférdertem Wohnraum, Infrastrukturkosten und der
Verpflichtung zu einem ziigigen Baubeginn

Entsprechend der Beschlussfassung des Stadtrates vom 26.11.2025 zum "Gesetz zur Be-
schleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung - Orientierungsrahmen bei
Zustimmungsverfahren nach § 36a BauGB" hat die Stadt Mainz beschlossen, eine Zustim-
mung davon abhangig zu machen, dass fiir das beantragte Bauvorhaben bestimmte Rahmen-
bedingungen erflllt werden.

Da das Bauvorhaben mit weniger als 10 neuen Wohneinheiten geplant ist (zwei neue
Wohneinheiten), bestiinden keine Verpflichtungen zur Herstellung von geférdertem Wohn-
raum.

3.4 Ergebnis der Priifung nach § 31 Abs. 3 BauGB

Da das beschriebene Vorhaben mit den Vorstellungen der Stadt Mainz von der stadtebauli-
chen Entwicklung und Ordnung in diesem Teil des Stadtgebiets vereinbar ist, kann die fir die
beantragte Befreiung nach § 31 Abs. 3 BauGB erforderliche Zustimmung der Stadt erteilt
werden.

4. Riickmeldung des Vorhabentragers

Die Verwaltung hat dem Antragsteller mitgeteilt, dass der Antrag nicht mit dem 6ffentlichen
Belang der Begriinung von bebauten Grundstiicken vereinbar ist und nicht den Vorstellungen
der stadtebaulichen Entwicklung und Ordnung der Stadt Mainz entspricht. Der Vorhabentra-
ger wurde dariiber informiert, dass das Vorhaben gegebenenfalls unter Anwendung des § 31
Abs. 3 BauGB bauplanungsrechtliche Zulassigkeit erlangen kénnte.
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Voraussetzung hierfiir ware unter anderem, dass die Gemeinde ihre Zustimmung zu dem
Vorhaben gemald § 36a BauGB erteilt. Der Vorgang ist daher dem Bau- und Sanierungsaus-
schuss zur Entscheidung lber die Zustimmung der Gemeinde vorzulegen.

5. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen

Geschlechtsspezifische Folgen sind beim vorliegenden Antrag nicht erkennbar.

6. Ergebnis der Priifung des Orientierungsrahmens zum beantragten Vorhaben

Eine negative Priifung zu den Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf Griin- und Frei-
raume sowie Umweltbelange im Stadtebau durch das 67-Griin und Umweltamtes im Zuge des
Zustimmungsverfahrens nach § 36a BauGB flihrt nicht automatisch zu einer negativen Be-
scheidung des Bauantrages im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren. Der Antragstel-
ler muss im nachgeordneten Baugenehmigungsverfahren die seitens des 67-Griin und Um-

weltamtes vorgebrachten Bedenken beriicksichtigen. Die aufgezeigten Vorgaben sind erfll-
bar.

Der Bau- und Sanierungsausschuss erteilt in Kenntnis der Veraltungsvorlage die Zustimmung
der Gemeinde gemald § 36a BauGB.
7. Kosten/ Finanzierung

Flr die Zustimmung der Gemeinde gemaR § 36a BauGB ist eine Finanzierung entbehrlich.

Anlage:
Antragspldne zum geplanten Vorhaben "KurfiirstenstrafSe 5a"

Seite 6 von 6



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

